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Stadt Adelsheim, Stadtteil Adelsheim, 

Bebauungsplan "Eckenberg – östlich Baron – Carl – Straße" 

Erweiterung und 1. Änderung 

Stand: Vorentwurfsplanung mit Fassung vom 25.04.2022 

Frühzeitige Beteiligung vom 16.05.2022 – 24.06.2022 

 
1. Folgende Träger öffentlicher Belange haben keine Stellungnahme vorgebracht: 
- Unitymedia BW GmbH 

- Handwerkskammer Mannheim Rhein-Neckar-Odenwald 

- Stadt Möckmühl 

- Gemeinde Schefflenz 

- Stadt Widdern 

- Abteilung 3 – Landwirtschaft, ländl. Raum, Veterinär- und Lebensmittelwesen des RP Karlsruhe 

- NABU Bauland-Süd OG 

- BUND Buchen 

 

2. Folgende Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen keine Anregungen und Hinweisen vorgebracht: 
- Polizeipräsidium Heilbronn, Sachbereich Verkehr 

- Regierungspräsidium Karlsruhe Abteilung 4 – Mobilität, Verkehr, Straßen 

- Stadt Osterburken 

- Gemeinde Seckach 

- Gemeinde Schöntal 

- Stadt Ravenstein 

- Gemeinde Roigheim 

- Verband Region Rhein – Neckar 

- IHK Rhein-Neckar 
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3. Folgende Träger öffentlicher Belange haben Stellungnahmen teils mit Anregungen und Hinweisen vorgebracht: 
 

lfd. 

Nr. 

Name/ 

Eingang des Schreibens 

Anregungen/Hinweise (Abwägungs-) Vorschlag 

1 Landesamt für Denkmal-
pflege im Regierungspräsi-
dium Stuttgart 
76133 Karlsruhe 
 
23.05.2022 

vielen Dank für die zugesandten Planunterlagen und die Beteiligung zur 
o.g. Planung. Zu den Belangen der 
Denkmalpflege nimmt das Landesamt für Denkmalpflege als Träger öf-
fentlicher Belange (TÖB) wie folgt Stellung: 
 
Seitens der archäologischen Denkmalpflege bestehen keine Bedenken 
gegen die geplanten Maßnahmen. 
Wir bitten jedoch, folgenden Hinweis auf die Regelungen der §§ 20 und 
27 DSchG in die Planungsunterlagen mit aufzunehmen. 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische 
Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG um-
gehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. 
Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Kno-
chen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige 
Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die 
Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. 
Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewie-
sen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 
zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 
Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 
Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege sind, soweit dies aus den 
Planunterlagen ersichtlich ist, nicht direkt betroffen. 
 

 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Ziff. 2.12.2 der schriftlichen Fest-
setzungen wurde entsprechend 
umformuliert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

2 Netze BW GmbH 
74613 Öhringen 
 
27.05.2022 
 

der oben genannte Bebauungsplan wurde von uns eingesehen und hin-
sichtlich der Stromversorgung überprüft. Innerhalb und außerhalb des Plan-
gebietes sind Versorgungsleitungen vorhanden. In der Anlage erhalten Sie 
zu Planungszwecken die Übersicht unserer Versorgungsanlagen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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 Die Stromversorgung für das Gebiet kann durch Erweiterung unseres 
bestehenden Versorgungsnetzes erfolgen und wird als Kabelnetz aus-
geführt. Die Kabelverlegung im Baugebiet kann erst durchgeführt wer-
den, wenn seitens der Gemeinde die Voraussetzungen hierfür geschaf-
fen sind (Straßenbau). 
Für die Stromversorgung wichtige Versorgungseinrichtungen wie z. B. 
Kabelverteilerschränke dürfen auf als nicht überbaubar ausgewiesenen 
Flächen errichtet werden. Diese sind zum aktuellen Planungsstatus in 
Art und Anzahl noch nicht bekannt. Vor Ausschreibung der Ausführung 
bitten wir um ein Koordinierungsgespräch mit sämtlichen Versorgungs-
trägem. 

Die Herstellung des elektrischen Versorgungsnetzes erfolgt durch ein 
von der Netze BW GmbH beauftragtes, qualifiziertes Unternehmen. Bei 
der Ausführungsplanung ist der hierfür erforderliche zeitliche Aufwand 
bei der Netze BW GmbH zu erfragen und im Bauzeitenplan zu berück-
sichtigen. 

Zur Vermeidung von Schäden an bestehenden Versorgungsleitungen bitten 
wir Sie, die Baufirmen auf das Einholen von Lageplänen hinzuweisen. 
Lagepläne müssen rechtzeitig vor Baubeginn bei der Netze BW GmbH an-
gefordert werden. 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Koordinierungsgespräch erfolgt 
vor der Ausschreibung. 
 
 
 
 
Wird zur gegebenen Zeit berück-
sichtigt. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

3 Regierungspräsidium Frei-
burg, Forstdirektion 
79095 Freiburg i. Br. 
 
07.06.2022 

von der Aufstellung des Bebauungsplans „Eckenberg - östlich-Baron-Carl-
Straße" sind forstfachliche bzw. -rechtliche Belange nicht unmittelbar be-
troffen. 
Der gesetzliche Waldabstand von 30 m mit Gebäuden zum Wald gem. S 4 
Abs. 3 LBO zum nördlich angrenzenden Wald wird allerdings nicht einge-
halten. 
Gemäß den Planunterlagen und in Abstimmung mit der örtlich zuständigen 
Unteren Forstbehörde soll der Waldabstand zur Gefahrenabwehr innerhalb 
des 30 m Abstandes zur Baugrenze niederwaldartig bewirtschaftet werden. 
Der Waldabstandsbereich verbleibt somit im Waldverband und stellt Wald 
im Sinne des § 2 Landeswaldgesetz dar. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Flächen liegen jedoch nicht innerhalb, sondern außerhalb des Geltungs-
bereiches des Bebauungsplans. Die rechtliche Sicherung der dauerhaften 
niederwaldartigen Bewirtschaftung (z.B. durch Abschluss eines öffentlich-
rechtlichen Vertrages oder dingliche Sicherung im Grundbuch) obliegt der 
Baurechtsbehörde. 
Die Untere Forstbehörde beim Landratsamt Neckar-Odenwald-Kreis erhält 
Nachricht von diesem Schreiben. 
 

Eine privatrechtliche Vereinba-
rung zwischen dem Grundstücks-
besitzer und der Stadt Adelsheim 
erfolgt vor Satzungsbeschluss. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

4 Regierungspräsidium Karls-
ruhe, Abteilung 2 – Wirtschaft, 
Bau-, Denkmal- und Gesund-
heitswesen 
76247 Karlsruhe 
 
08.06.2022 

vielen Dank für die Beteiligung als Träger öffentlicher Belange am o. g. Ver-
fahren mit Schreiben vom 10.05.2022. In unserer Funktion als höhere 
Raumordnungsbehörde äußern wir uns folgendermaßen: 
Mit der vorliegenden Planung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Erweiterung eines bestehenden Wohngebiets um ein Baugrund-
stück geschaffen werden. Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 0,13 
ha und befindet sich am nordöstlichen Rand des rechtskräftigen Bebau-
ungsplans „Eckenberg — östlich Baron-Carl-Straße". 
Das Planvorhaben ist aus dem gültigen Flächennutzungsplan des GVV 
Seckachtal entwickelt und in der Raumnutzungskarte des Einheitlichen Re-
gionalplans RheinNeckar als geplante Siedlungsfläche Wohnen dargestellt. 
Belange der Raumordnung stehen demnach nicht entgegen. 
 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

5 Zweckverband Bodensee-
Wasserversorgung 
70563 Stuttgart 
 
09.06.2022 

Unsere Hochdrucktrinkwasserleitung DN 150 GGG Ty verläuft quer durch 
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes. Die oben genannte sich au-
ßer Betrieb befindliche Leitung DN 150 GGG verläuft am südwestlichen 
Rand des Geltungsbereiches. 
Die erstgenannte Leitung ist im zeichnerischen Teil des Planes lagerichtig 
dargestellt, die sich außer Betrieb befindliche Leitung fehlt jedoch im Plan. 
Diese Leitung sollte noch dargestellt werden. 
Die Anlagen der BWV befinden sich mittig innerhalb eines Schutzstreifens 
von 
6 Meter Breite (jeweils 3 m rechts und links der Leitungsachse). Dieser ist 
in der Regel über Grunddienstbarkeiten bzw. entsprechende Vereinbarun-
gen rechtlich gesichert. 

 
 
 
 
 
Die außer Betrieb befindliche Lei-
tung wurde zeichnerisch über-
nommen. 
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Ebenso erhalten Sie einen GIS-Übersichtsplan unserer Anlagen zur Kennt-
nis. 
Wir müssen Ihren Bebauungsplan ablehnen. 

Begründung: Leider ist im Bebauungsplan der Schutzstreifen der BWV 
fälschlicherweise mit 2m vermerkt worden. Wie oben erwähnt muss dieser 
mit 3m parallel zur Achse der Leitung dargestellt werden. Wir bitten um ent-
sprechenden Nachtrag. 
Unter anderem sind der BWV nachfolgend aufgeführte Maßnahmen bzw. 
Planungen rechtzeitig vorab schriftlich zur Freigabe vorzulegen: 

• Baumaßnahmen auf Flurstücken mit Versorgungsanlagen der BWV (Ge-
bäude, Wege- Gewässerausbau usw.) 

• Geländeveränderungen (Abtragung, Aufschüttung, Befestigung etc.)  

• Querungen von Ver- und Entsorgungsleitungen (Kanal, Wasser etc.) 

• Maßnahmen außerhalb des Schutzstreifens, mit nachteiligen Beein-
trächtigungen auf BWV-Anlagen (Gründungen, Hangabtragungen u. ä.). 

Zum sicheren Betrieb und zur Reduzierung von späteren Folgeaufwendun-
gen bitten wir die nachgenannten Punkte in Ihre weitere Planung einzube-
ziehen: 

• Bündelung von kreuzenden Ver- und Entsorgungsleitungen im Bereich 
von BWV-Trassen. 

• Gewährleistung des uneingeschränkten Zugangs zu den BWV-Anlagen 
durch Ausweisung von öffentlichen Flächen im Bereich des Schutzstrei-
fens wie bspw. Grünflächen, Wege etc. 

• Beim Durchfahren von Privatflächen ist mindestens alle 20 m eine di-
rekte Zufahrtsmöglichkeit zu den Versorgungsanlagen der BWV über öf-
fentliche Flächen oder ausgewiesene Zufahrtswege zu gewährleisten. 
Dies gilt z. B. bei gebäuderückseitiger Lage der Versorgungsanlagen mit 
Angrenzung an weitere private oder schwer zugängliche Grundstücke. 

• Übertrag der bestehenden Leitungsrechte der BWV auf neu ausgewie-
sene Grundstücke im Rahmen der Baulandumlegung, Flurbereinigung 

 
 
 
 
 
Der Schutzstreifen (Leitungs-
recht wurde auf 6m verbreitert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Fläche für Nebenanlagen 
ragt 1,60m auf eine Länge von 
10,00m in den Schutzstreifen 
(Leitungsrecht) ein. Die Nutzung 
der Fläche für Nebenanlagen in 
diesem Bereich erfolgt erst nach 
der geplanten Stilllegung der 
BWV-Leitung. 
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etc. Dies gilt auch für öffentliche Flächen wie Straßen, Wege usw. 
Für die Berücksichtigung unserer Belange möchten wir uns im Voraus be-
danken. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 
 

 
 
 
 
Eine weitere Beteiligung erfolgt. 

6 NHF Netzgesellschaft Heil-
bronn-Franken mbH 
74006 Heilbronn 
 
 
14.06.2022 

Gegen die Aufstellung des oben genannten Bebauungsplanes bestehen un-
sererseits keine Einwände. 
Als Anlage erhalten Sie einen Auszug aus unserem Bestandsplanwerk, wel-
ches den fraglichen Bereich für Ihre weiteren Planungen wiedergibt. 
Es bestünde die Möglichkeit (ein) neue(s) Gebäude an die bestehende Erd-
gasversorgung anzuschließen. 
Die NHF Netzgesellschaft Heilbronn-Franken mbH, Tochtergesellschaft 
der ZEAG Energie AG, betreibt das Erdgasversorgungsnetz der Gas-
versorgung Unterland GmbH. 
Wir bitten Sie, uns, die NHF. über den weiteren Verlauf der Planungen des 
betroffenen Gebietes zu informieren. 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Eine weitere Beteiligung erfolgt. 

7 Deutsche Telekom Technik 
GmbH 
53227 Bonn 
 
13.06.2022 

vielen Dank für die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren. Die Telekom 
Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin 
und Nutzungsberechtigte i. S. v. S 125 Abs. 1 TKG 
- hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, 
alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle 
Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erfor-
derlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie 
folgt Stellung: 
Zum Bebauungsplanentwurf haben wir nachfolgenden Einwand: 
In Punkt 3.4 der örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan (Nieder-
spannungsfreileitungen) wird die unterirdische Verlegung von Telekommu-
nikationslinien (TK-Linien) festgelegt. Dieser Forderung widersprechen wir 
mit folgender Begründung: 
Regelungen zur Zulassung der oberirdischen Ausführung von TK-Linien 
sind in S 127 Absatz 6 TKG abschließend enthalten. Die Kriterien zur Art 

 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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und Weise der Trassenführung von TK-Linien sind damit bundesgesetzlich 
geregelt. 
Sollte es bei dem Verbot von oberirdisch geführten TK-Linien im Bebau-
ungsplan bleiben, behalten wir uns eine Prüfung im Rahmen eines Normen-
kontrollverfahrens vor dem zuständigen Oberverwaltungsgericht vor. 
Bei der Umsetzung des Bebauungsplanes bitten wir nachfolgende Hinweise 
zu beachten: 
Im o. a. Plangebiet befinden sich in den Randbereichen Telekommunikati-
onsanlagen der Telekom. Die Lage der Anlagen können Sie dem beigefüg-
ten Lageplan entnehmen. Die TK-Anlagen sind bei der Baumaßnahme ent-
sprechend zu sichern. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

8 Regierungspräsidium Frei-
burg 
Landesamt für Geologie, Roh-
stoffe und Bergbau 
79095 Freiburg i. Br. 
 
15.06.2022 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

A Allgemeine Angaben 

Erweiterung und 1. Änderung des Bebauungsplans "Eckenberg — östlich-
BaronCarl-Straße" und Erlass örtlicher Bauvorschriften, Stadt Adelsheim, 
Neckar-Odenwald-Kreis (TK 25: 6522 Adelsheim, 6622 Möckmühl) 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange nach S 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

Ihr Schreiben Az. stb vom 04.05.2022 
Anhörungsfrist 24.06.2022 

B Stellungnahme 

Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und 
bergbehördliche Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Roh-
stoffe und Bergbau auf der Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen und 
seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
1 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im 

Regelfall nicht überwunden werden können 
Keine 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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2 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan berüh-
ren können, mit Angabe des Sachstandes 

Keine 

3 Hinweise, Anregungen oder Bedenken 

Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffent-
licher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder 
von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeolo-
gisches Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten oder geotechnischer Be-
richt vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbe-
reich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird andernfalls die 
Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan 
empfohlen: 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen 
Geodaten im Verbreitungsbereich von Gesteinen des Oberen Muschel-
kalks. 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, 
Dolinen) sind nicht auszuschließen. 
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. 
wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 
(2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden 
hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr 
der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versickerungsein-
richtungen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu achten. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder 
von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwer-
ten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwas-
ser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstel-
len wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene 

 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Ziff. 2.12.15 der schriftl. Festset-
zungen wurde ergänzt. 
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Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein 
privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
Boden 

Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzutragen. 

Mineralische Rohstoffe 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hin-
weise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 
 
Grundwasser 
Das Plangebiet liegt außerhalb eines bestehenden Wasserschutzgebiets. 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen 
durch das LGRB statt. 
 
Bergbau 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. Nach den beim 
Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen 
ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder Althohlräumen betroffen. 
 
Geotopschutz 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Natur-
schutzes nicht tangiert. 
 
Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehen-
den Geologischen Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhan-
denen Bohrdaten der Homepage des LGRB (http://www.lqrb-bw.de) ent-
nommen werden. 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet 
unter der Adresse http://lgrb-bw.de/qeotourismus/geotope (Anwendung 
LGRB-Mapserver GeotopKataster) abgerufen werden kann. 

Siehe Ziff. 2.12.16 schriftl. Fest-
setzungen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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9 Landratsamt Neckar-Oden-
wald Kreis 
74821 Mosbach 
 
23.06.2022 
 
Fachdienst Baurecht 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

1. Der Bebauungsplan ist uns gemäß S 4 GemO nach Bekanntgabe im 
Sinne von S 4 Abs. 3 GemO anzuzeigen. 

2. Der Bebauungsplan wird aus dem rechtskräftigen Flächennutzungs-
plan entwickelt. Insoweit bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 

3. Auf Seite 18 der Begründung wird der Bebauungsplan als „Steinäcker 
rechts" bezeichnet. Dies ist zu ändern. 

4. Umweltprüfung/UmweItbericht 

Zu dem im bauleitplanerischen Regelverfahren aufzustellenden Be-
bauungsplan (ist die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 
4 BauGB und das Erstellen eines Umweltberichts nach § 2a Nr. 2 
BauGB erforderlich. 
In dem derzeit vorliegenden Begründungsentwurf findet sich dazu unter 
den Nrn. Nr. 12 der Hinweis, dass eine Umweltprüfung durchgeführt 
wird; dabei ist es vorgesehen, den Umweltbericht als Teil 2 der Begrün-
dung anzufügen. 
Hinsichtlich Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung sind 
nach derzeitigem Kenntnisstand keine über das sonst übliche Maß hin-
aus erhöhten Anforderungen zu stellen. 
Zu etwaigen Details bezüglich der verschiedenen Umweltbelange wird 
ergänzend auf die nachfolgenden Stellungnahmen der einzelnen Fach-
behörden verwiesen. 

5. Klimaschutz 
Der Klimaschutz und die Klimaanpassung haben durch die „Klima-
schutzklausel" in § 1a Abs. 5 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB 
sowie durch das Klimaschutzgesetz des Landes Baden-Württemberg 
besonderes Gewicht erhalten und sind gem. § 1a Abs. 5 Satz 2 i. V. m. 
§ 1 Abs. 7 und § 2 Abs. 3 BauGB in die Abwägung einzustellen. 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
Wurde geändert. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Fachdienst Untere Natur-
schutzbehörde 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

In der vorliegenden städtebaulichen Begründung wird in Nr. 12.2 auf 
die Klimaschutzbelange eingegangen; angedacht sind zum Verfahren 
insbes. Vorgaben zur Reduzierung des Oberflächenwasserabflusses, 
Pflanzungen, Festsetzung einer extensiven Dachbegrünung für flach-
geneigte Dächer, Ausschluss von Schottergärten. 
Die Zulassung der Solar-Nutzung (über die Örtl. Bauvorschrift Abschn. 
Il. Nr. 3.1.4 textl. Teil) und die Verwendung von dem aktuellen Stand 
der Technik entsprechenden insekten- (und fledermaus-) schonenden 
Außenbeleuchtung mit energieeffizienten Leuchtmitteln (vgl. Festset-
zung Abschn. l. Nr. 2.11.1 des textlichen Teils) können hier auch noch 
mit Erwähnung finden (letzteres dient zwar in erster Linie dem Arten-
schutz, kann jedoch ein gewisses Energiesparpotenzial darstellen. 

 
Durch die angesprochenen Maßnahmenfelder erfährt der Klimaschutz 
in Relation zur Plangebietsgröße und Grundstückssituation bereits 
zum jetzigen Stand eine entsprechende Beachtung. 
Wir gehen zudem davon aus, dass sich der noch zu erstellende Um-
weltbericht auch aus umweltplanerischer Sicht mit den Klimaschutzbe-
langen auseinandersetzen wird. 

 
1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Re-

gelfall nicht überwunden werden können 

Artenschutz nach § 44 (u. § 45 Abs. 7) Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 

Das Artenschutzrecht i. S. d. § 44 BNatSchG ist strikt zu beachtendes Bun-
desrecht; die Zugriffsverbote gelten in der Bauleitplanung mittelbar, die Ent-
scheidung hierüber unterliegt nicht der Abwägung der Stadt Adelsheim. 
Nach geltender Rechtslage ist eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
erforderlich, die eine entsprechende Beurteilung zulässt. 

Den aktuellen Entwurfsunterlagen lag hierzu noch kein diesbezüglicher 
Fachbeitrag Artenschutz bei. In Nr. 12.3 des Entwurfs der städtebaulichen 
Begründung findet sich aber der Hinweis, dass im weiteren Verfahren eine 

 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wurde in der Begründung Ziff. 
12.2 mit aufgenommen.  
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Siehe Ziff.4 Anlage 1 Teil 2 Um-
weltbericht der Wagner + Simon 
Ingenieure GmbH 
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entsprechende Prüfung ergänzt wird. Wir empfehlen hierzu, den Untersu-
chungsumfang für die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung nach Durch-
führung der Habitatpotentialanalyse mit der unteren Naturschutzbehörde 
abzustimmen. 

Etwaige Vermeidungs- oder auch CEF-Maßnahmen (Beachtung von Zeit-
raum für Baufeldräumung und Schaffung von Ersatz für den Verlust von 
Lebensstätten) sind verbindlich festzulegen und planungsrechtlich zu si-
chern. 
Die artenschutzrechtlichen Belange sind vor Satzungsbeschluss zu klären. 

Bei Rückfragen zu fachlichen Einzelheiten können Sie sich gerne an un-
sere Naturschutzfachkraft, Frau Janina Cramer (Tel.: 06261/84-1731, E-
Mail: janina.cramer@neckar-odenwaldkreis.de), wenden. 

2. Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

Zum derzeitigen Sachstand kann noch keine abschließende Aussage ge-
troffen werden. Wir gehen insoweit jedoch davon von aus, dass etwaige 
artenschutzrechtliche Konfliktpunkte durch geeignete Maßnahmen über-
wunden werden können. 

3. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. 
g. Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

a) Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 18 BNatSchG: 
Im bauleitplanerischen Regelverfahren ist (auch bei der Änderung eines 
Bebauungsplans) nach § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 18 BNatSchG die 
Eingriffsregelung im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu 
behandeln. 
Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträch-
tigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähig-
keit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB bezeichneten 

Siehe Anhang Fachbeitrag Arten-
schutz der Wagner + Simon Inge-
nieure GmbH 
 
 
Siehe Ziff 4.1 und 4.2.3 Fachbei-
trag Artenschutz, Ziff.2.12.1 und 
2.12.21 Schriftl. Festsetzungen 
 
Artenschutzrechtliche Belange 
werden vor Satzungsbeschluss 
geklärt. 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anhang Fachbeitrag Arten-
schutz der Wagner + Simon Inge-
nieure GmbH 
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Technische Fachbehörde 
Grundwasserschutz 
 
 
 

Bestandteilen sind in der Abwägung gem. § 1 Abs. 7 BauGB zu berück-
sichtigen (Eingriffsregelung in der Bauleitplanung). 

Mit den aktuellen Verfahrensunterlagen wurde noch keine Betrachtung zur 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung vorgelegt. 
Im weiteren Verfahren ist der Kompensationsbedarf zu ermitteln und es 
sind dazu Ausgleichsflächen bzw. auch externe Maßnahmen zu benennen. 
(Eine Abstimmung mit unserer Naturschutzfachkraft, Frau Cramer, wird ge-
gebenenfalls empfohlen.) Wir gehen entsprechend Nr. 12 des Entwurfs zur 
städtebaulichen Begründung davon aus, dass ein Grünordnerischer Bei-
trag mit Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung dazu noch erstellt wird. 

Die erforderlichen Maßnahmen innerhalb des Bebauungsplans sind in die 
planungsrechtlichen Festsetzungen aufzunehmen. 
Für plangebietsexterne Kompensationsmaßnahmen ist zur ausreichenden 
planungsrechtlichen Sicherung voraussichtlich ein öffentlich-rechtlicher 
Vertrag mit der unteren Naturschutzbehörde abzuschließen (vgl. § 1a Abs. 
3 S. 4 i. V. m. § 11 Abs. 1 Nr. 2 BauGB). 
Gemäß § 1a Abs. 3 S. 4 BauGB sind die Flächen zum Ausgleich zudem 
grundsätzlich von der Stadt Adelsheim bereitzustellen. 

Wir bitten, die Verfahrensunterlagen im Zuge des weiteren Verfahrens ent-
sprechend zu ergänzen. 

b) Naturschutzrechtliches Fazit (vorläufig): 

Bei einer angemessenen Behandlung der o. g. Punkte und der entspre-
chenden Ergänzung der Unterlagen erwarten wir zu dem Änderungsver-
fahren im Übrigen keine unüberwindbaren Planungshindernisse. 
 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

Das Vorhaben liegt außerhalb von Wasserschutzgebieten. 

 
 
 
 
 
Siehe Grünordnerischer Beitrag 
der Wagner + Simon Ingenieure 
GmbH 
 
 
 
 
Wurden entsprechend aufge-
nommen. 
Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag 
wird vor Satzungsbeschluss ab-
geschlossen. 
 
 
 
 
Unterlagen wurden ergänzt. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Vom Sachgebiet Grundwasserschutz wird das Vorhaben nicht befürwortet, 
da eine bisher unbebaute Fläche versiegelt wird. Sofern die Gemeinde die 
Maßnahme umsetzt sind nachfolgende Anmerkungen zu berücksichtigen: 

Mit dem Vorhaben geht eine flächenmäßige Versiegelung einher. Die Aus-
führung von Flächen, durch die keine Gefährdung des Grundwassers zu 
befürchten ist, sind mit wasserdurchlässigen Belägen oder breitflächiger 
Versickerung über eine belebte Bodenschicht vorgegeben werden. Unbe-
lastetes Dachflächenwasser kann breitflächig versickert werden. Es sollten 
neben Zisternen ebenfalls Versickerungsmulden vorgegeben werden. 

 

Baugrunderkundungen werden empfohlen. Erkundungen sind der Unteren 
Wasserbehörde vor Ausführung anzuzeigen. Die Ergebnisse sind der Un-
teren Wasserbehörde mitzuteilen. 

Die Grundwasserfreilegung wird unter Ziff. 2.8.2 in Anlage 3 betrachtet. 
Neben den allg. Gesetzgebungen sind die nachfolgenden Hinweise beson-
ders zu beachten: 

Bei Bauarbeiten auftretende Störungen, Schäden oder besondere Vor-
kommnisse sind der Unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde unver-
züglich zu melden. 

Grundwassereingriffe und Grundwasserbenutzungen bedürfen einer was-
serrechtlichen Erlaubnis und sind der Unteren Wasserbehörde vorab anzu-
zeigen. 

Die Baustellen sind so anzulegen und so zu sichern, dass keine wasserge-
fährdenden Stoffe in den Untergrund eindringen können. 

Falls bei Bauarbeiten unvorhergesehen Grundwasser angetroffen wird, ist 
dies der Unteren Wasserbehörde unverzüglich mitzuteilen. Die Bauarbei-
ten sind einzustellen. 
 

 
 
 
Ziff. 2.8.4 schriftl. Festsetzungen 
versickerungsfähigen Belag bei 
Stellplätzen, Zufahrten und Fuß-
wege. Ziff.2.8.5 breitflächige Ver-
sickerung. Zusätzliche Versicke-
rungsmulden werden aufgrund 
der geringen Versiegelung als 
nicht notwendig erachtet.   
 
 
Ziff. 2.12.16 schriftl. Festsetzun-
gen wird ergänzt. 
 
 
 
 
 
Siehe Ziff. 2.12.3 schriftl. Festset-
zungen. 
 
 
Siehe Ziff. 2.8.1 schriftl. Festset-
zungen. 
 
 
Siehe Ziff. 2.12.4 schriftl. Festset-
zungen. 
 
Siehe Ziff. 2.8.1 schriftl. Festset-
zungen. 
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Technische Fachbehörde 
Oberirdische Gewässer 
 
 
 
 
Technische Fachbehörde Ab-
wasserbeseitigung 
 
 
Technische Fachbehörde Bo-
denschutz, Altlasten, Abfall 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gesundheitswesen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 
Im Einflussbereich des Vorhabens befindet sich kein Oberflächengewässer 
oder Überschwemmungsgebiet. Gegen das Vorhaben bestehen keine Be-
denken. 
 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. 
Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 
Keine Bedenken und Anregungen. 
 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

Gemäß den derzeit bei der Unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde 
vorliegenden Unterlagen und Pläne sind im Bebauungsplanungsgebiet 
keine altlastverdächtigen Flächen, Altlasten oder schädliche Bodenver-
änderungen im Bodenschutz- und Altlastenkataster erfasst. 

Aus Sicht des Bodenschutzes und der Altlasten bestehen gegen das ge-
plante Vorhaben grundsätzlich keine Bedenken. Es sind aus bodenschutz-
rechtlicher Sicht keine weiteren Vorgaben notwendig. 

Öffentlich-rechtliche Vorschriften sind bei der Planung und Ausführung von 
Maßnahmen grundsätzlich zu beachten und einzuhalten. 
 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 
Die Versorgung des Baugebietes mit Trinkwasser muss in ausreichender 
Qualität, Menge (Wasserbedarf) und Druck sichergestellt werden. 
Das Baugebiet ist an die öffentliche Kläranlage anzuschließen. 
Der Einbau von Regenwasserzisternen muss durch eine anerkannte 
Fachfirma erfolgen. Der Betrieb der Regenwasserzisterne muss dem 
Gesundheitsamt und dem Wasserversorger gemeldet werden. 
Dies gilt nur für Regenwasserzisternen, aus denen in ein Brauchwasser-
netz zur Nutzung innerhalb von Gebäuden eingespeist wird. 

 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Die Versorgung mit Trinkwasser, 
Qualität, Druck und Menge ist si-
chergestellt. 
Anschluss an die Kläranlage er-
folgt über die vorh. Ortskanalisa-
tion. 
Siehe Ziff. 2.12.9 schriftl. Festset-
zungen. 
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Forst 
 
 
 
 
 
 
 
ÖPNV 
 
 
 
 
 
 
 
 
Straßen 
 
 
 
 
Flurneuordnung und Landent-
wicklung 
 
 
Vermessung 
 
 
 
Landwirtschaft 
 
 

 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 
Waldabstände gem. § 4 Abs. 3 LBO sind in der Planung vorgesehen. Der 
FD Forst weist darauf hin, dass eine Unterschreitung des Waldabstandes 
durch Baulast im Grundbuch des anliegenden Waldflurstückes eingetragen 
werden muss, um eine Begründung zur Unterschreitung des Waldabstan-
des zu haben. 
 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 
Gegen die Erweiterung und 1. Änderung des Bebauungsplanes "Ecken-
berg -östlich Baron-CarlStraße" in Adelsheim bestehen von Seiten des 
Fachdienstes ÖPNV keine Einwände. 
Das Plangebiet liegt fußläufig 300m von der Haltestelle „Schulzentrum" ent-
fernt und ist hierüber an den regionalen ÖPNV angeschlossen. 
Die Vorgaben nach dem Nahverkehrsplan des Neckar-Odenwald-Kreises 
sind erfüllt. 
 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 
Klassifizierte Straßen sind nicht betroffen. Gegen das Vorhaben bestehen 
keine Einwände. 
 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 
Keine Bedenken und Anregungen. 
 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 
Es bestehen keine Bedenken oder Anregungen. 
 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. 
Plan, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 

 
 
 
Eine rechtliche Sicherung der 
dauerhaften niederwaldartigen 
Bewirtschaftung erfolgt vor Sat-
zungsbeschluss. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Zu dem Vorhaben bestehen aus Sicht des Fachdienst Landwirtschaft keine 
Bedenken. 
 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

 

Aufgestellt:  
Adelsheim, 16.02.2024 
 
 
Ingenieurbüro Sack & Partner GmbH 
Adelsheim - Tauberbischofsheim 
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